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MdB Friese zum neuen Reisegesetz:

„Mehr Transparenz und Sicherheit für Urlauber und Gastschüler“

„Sicherheit für die schönste Zeit des Jah​res“ verspricht ein Gesetz, das der Deut​sche Bundestag pünktlich zur Reisezeit verabschiedet hat. Ziel sei, so SPD-Bun​destagsabgeordneter Harald Friese (Heil​bronn), „die Kunden besser vor unseriö​sen Reiseveranstaltern zu schützen“. Das Gesetz helfe den Verbrauchern bei Pleiten von Pauschalreise-Anbietern und lege Mindeststandards für Schüler-Austausch​reisen fest.

Auch wenn viele „die schönste Zeit des Jahres mit spannenden Erlebnissen verbringen, darf die Buchung selbst nicht zum Abenteuer werden“, meint der Abge​ordnete. Hier müßten die Anbieter Min​deststandards sichern, die eigentlich selbstverständlich sein sollten. So bringe das neue Gesetz den Urlaubern mehr Transparenz und Sicherheit bei Pauschal​reisen. „Die Sicherheit, daß selbst bei ei​ner Pleite des Veranstalters nichts schief gehen kann, beginnt künftig im Reise​büro“, betont Friese. Dort erhielten die Urlauber einheitliche Scheine, auf denen die sogenannte Insolvenzsicherung ga​rantiert ist.

Schon nach geltendem Recht hätten Rei​severanstalter sicherzustellen, daß ihre Kunden auch bei einer Pleite zurückgeflo​gen werden und ihre Kosten erstattet be​kommen. Diese europaweit seit 1994 be​stehende Pflicht zur Absicherung greife aber in der Praxis nicht immer. Das Ge​setz ermächtige nun das Bundesjustizmi​nisterium, die konkrete technische Ausge​staltung festzulegen. Außerdem werde weitgehend verhindert, daß Probleme oder Absprachen zwischen dem Veran​stalter und dessen Versicherung zu La​sten der Kunden gehen.

„Wichtige Änderungen“, informiert der Ab​geordnete, „gibt es auch bei Gastschul​aufenthalten von Schülerinnen und Schü​ler“. Denn das Gesetz sorge dafür, daß diese angemessen untergebracht werden und zudem die Einbindung ins Schulsys​tem sicher gestellt ist. So hätten die Eltern künftig einen Anspruch darauf, spätestens 14 Tage vor Reisebeginn zu erfahren, wohin ihr Kind überhaupt genau kommen wird und wer es dort in Empfang nimmt. Zudem sei den Eltern stets frühzeitig mit​zuteilen, wenn das Kind die Gasteltern oder den Aufenthaltsort wechselt.

Daß nun für Gastschulaufenthalte in allen Ländern „Mindeststandards festgeschrie​ben werden, die von allen Veranstaltern einzuhalten sind“, ist für Harald Friese „unerläßlich“. Und es liegt sogar in seinem eigenen Interesse. Denn von den jährlich allein 10.000 bis 12.000 Schüler, die für die Dauer von 12 Monaten in den USA eine Schule besuchen, werden gut 400 durch das Parlamentarische Partner​schafts-Programm (PPP) des Deutschen Bundestages vermittelt. Eines dieser PPP-Stipendien wird erstmals durch den Heil​bronner SPD-MdB vergeben.
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